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4. Änderungssatzung  
zur Abfallsatzung vom 12.11.2014 über 

die Entsorgung von Abfällen in der 
Stadt Neu-Anspach vom 01.11.2018  

 
 

TEIL I 
 

§ 1  
Aufgabe 

 
(1) Die Stadt betreibt die Abfallentsorgung 
in ihrem Gebiet nach Maßgabe des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 
24.02.2012 (BGBl. Nr. 10 vom 29.02.2012 
S. 212) und des Hessischen Ausführungs-
gesetzes zum Kreislaufwirtschaftsgesetz 
(HAKrWG) vom 06.03.2013 in der jeweils 
geltenden Fassung und dieser Satzung als 
öffentliche Einrichtung. 
 
(2) Die Abfallentsorgung der Stadt umfasst 
das Einsammeln und Befördern der in ih-
rem Gebiet angefallenen und überlasse-
nen Abfälle im Hol- und Bringsystem und 
die Abgabe der eingesammelten Abfälle 
an den oder die Entsorgungspflichtigen. 
 
 
 
 
(3) Sofern im Rahmen der Aufgaben zu § 
1 Abs. 1 und 2 mit anderen Kommunen 
Vereinbarungen zur Zusammenarbeit ge-
troffen werden, die über das Gebiet der 
Stadt hinaus gehen, ist es zulässig, die Ab-
fallentsorgung im Rahmen der Vereinba-
rungen zu betreiben. 
 
(4) Die Stadt informiert und berät im Rah-
men der Erfüllung ihrer Einsammlungs-
pflicht über Möglichkeiten der Vermeidung, 
Verwertung und Beseitigung von Abfällen. 
 
(5) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann sich 
die Stadt Dritter bedienen. Dritter kann 
auch der Landkreis sein. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Abfallsatzung (–AbfS-) 

über die Entsorgung von Abfällen 
in der Stadt Neu-Anspach 

 
 
 

TEIL I 
 

§ 1 
Aufgabe 

 
(1) Die Stadt betreibt die Abfallentsor-
gung in ihrem Gebiet nach Maßgabe des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes und des 
Hessischen Ausführungsgesetzes zum 
Kreislaufwirtschaftsgesetz, beide in der 
jeweils geltenden Fassung, und dieser 
Satzung als öffentliche Einrichtung. 
 
 
 
(2) Die Abfallentsorgung der Stadt umfasst 
das Einsammeln und Befördern der in ihrem 
Gebiet angefallenen und überlassenen Ab-
fälle im Hol- und Bringsystem und die Ab-
gabe der eingesammelten Abfälle an den o-
der die Entsorgungspflichtigen. Zur öffentli-
chen Einrichtung zählt auch die Abfallbe-
ratung i.S.v. § 46 KrWG.   
 
 
(3) Sofern im Rahmen der Aufgaben zu § 1 
Abs. 1 und 2 mit anderen Kommunen Ver-
einbarungen zur Zusammenarbeit getroffen 
werden, die über das Gebiet der Stadt hin-
aus gehen, ist es zulässig, die Abfallentsor-
gung im Rahmen der Vereinbarungen zu be-
treiben. 
 
(4) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann sich 
die Stadt Dritter bedienen. Dritter kann auch 
der Landkreis sein. 
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§ 2  
Begriffsbestimmungen 

 
Anschlusspflichtiger ist jeder Eigentümer, 
Erbbauberechtigte, Nießbraucher oder 
sonst zur Nutzung eines Grundstücks 
dinglich Berechtigte. 
 
Benutzungspflichtiger ist jeder Anschluss-
pflichtige und sonstige Abfallerzeuger oder 
-besitzer. 
 
Bewohner ist jeder beim Einwohnermelde-
amt mit Haupt- oder Nebenwohnsitz ge-
meldete Einwohner. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 3  
Ausschluss von der Einsammlung 

 
(1) Der Abfalleinsammlung der Stadt unter-
liegen alle Abfälle, soweit sie nicht nach 
Maßgabe dieser Satzung von der Ein-
sammlung ausgeschlossen sind. 
 
 
(2) Von der Einsammlung ausgeschlossen 
sind 
 
a) Abfälle zur Beseitigung aus anderen 
Herkunftsbereichen als privaten Haushal-
tungen, insbesondere gefährliche Abfälle 
i.S.d. § 48 KrWG i.V.m. § 3 Abs. 1 AVV so-
wie Erdaushub und Bauschutt, soweit 
diese nicht in den bereitgestellten Abfallge-
fäßen, Depotcontainern, durch die Abfuhr 
sperrigen Abfalls oder andere Einsamm-
lungsaktionen nach dieser Satzung durch 
die Stadt eingesammelt werden können. 
 
 
 
 
 
 
 
b) Abfälle nach § 1 Abs. 4 HAKrWG (Klein-
mengen gefährlicher Abfälle), 
 
 
 
 
 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Anschlusspflichtiger ist jeder Eigentü-
mer, Erbbauberechtigte, Nießbraucher oder 
sonst zur Nutzung eines Grundstücks ding-
lich Berechtigte. 
 
(2) Benutzungspflichtiger ist jeder An-
schlusspflichtige und sonstige Abfallerzeu-
ger oder -besitzer. 
 
(3) Bewohner ist jeder beim Einwohnermel-
deamt mit Haupt- oder Nebenwohnsitz ge-
meldete Einwohner. 
 
(4) Als Grundstück im Sinne dieser Sat-
zung gilt ohne Rücksicht auf die Eintra-
gung im Liegenschaftskataster oder im 
Grundbuch jeder zusammenhängende 
Grundbesitz (auch Teilgrundstück) des-
selben Anschlusspflichtigen, der eine 
selbständige wirtschaftliche Einheit bil-
det. 
 

§ 3 
Ausschluss von der Einsammlung 

 
(1) Der Abfalleinsammlung der Stadt unter-
liegen alle Abfälle, soweit sie nicht nach 
Maßgabe dieser Satzung von der Einsamm-
lung ausgeschlossen sind. 
 
 
 
(2) Von der Einsammlung ausgeschlossen 
sind 
 
a) Abfälle zur Beseitigung aus anderen 
Herkunftsbereichen als privaten Haus-
haltungen, insbesondere aus Industrie- 
und Gewerbebetrieben, soweit diese 
nach Art, Menge oder Beschaffenheit 
nicht mit den in Haushaltungen anfallen-
den Abfällen eingesammelt, befördert o-
der beseitigt werden können oder die Si-
cherheit der umweltverträglichen Beseiti-
gung im Einklang mit dem Abfallwirt-
schaftsplan des Landes durch einen an-
deren öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger oder Dritten gewährleistet 
ist. Hierzu zählen insbesondere gefährli-
che Abfälle i. S. d. § 3 Abs. 5 KrWG,  
 
 
b) Erdaushub und Bauschutt aus ande-
ren Herkunftsbereichen als privaten 
Haushaltungen, soweit dieser nicht in 
den bereitgestellten Abfallgefäßen, De-
potcontainern, durch die Abfuhr sperri-
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c) Abfälle, die der Rücknahmepflicht auf-
grund einer nach § 25 KrWG erlassenen 
Rechtsverordnung unterliegen, nämlich 
Leichtverpackungen, Behälterglas und Alt-
autos, Autoteile und Schrott aus gewerbli-
chem Bereich oder der Rücknahmepflicht 
aus § 10 ElektroG unterfallen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die von der Einsammlung ausge-
schlossenen Abfälle sind von den Erzeu-
gern oder Besitzern dieser Abfälle nach 
den Vorschriften des KrWG und des 
HAKrWG zu entsorgen. Insbesondere sind 
gefährliche Abfälle dem zuständigen Ent-
sorgungsträger nach Maßgabe der Rege-
lungen von § 1 Abs. 4 HAKrWG anzudie-
nen und zurückzunehmende Abfälle dem 
Rücknahmepflichtigen zurückzugeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 4  
Einsammlungssysteme 

 
(1) Die Stadt führt die Einsammlung von 
Abfällen im Hol- und im Bringsystem durch. 
 
(2) Beim Holsystem werden die Abfälle 
beim Grundstück des Anschlusspflichtigen 
abgeholt. 
 
(3) Beim Bringsystem hat der Benutzungs-
pflichtige die Abfälle zu aufgestellten Sam-
melgefäßen oder zu sonstigen Annahme-
stellen zu bringen. 
 
 
 
 
 
 

gen Abfalls oder andere Einsammlungs-
aktionen nach dieser Satzung durch die 
Stadt eingesammelt werden kann,  
 
c) Kleinmengen gefährlicher Abfälle (§ 1 
Abs. 4 HAKrWG), die vom Entsorgungs-
pflichtigen (Landkreis) eingesammelt 
werden und diesem zu überlassen sind,  
 
 
 
 
d) Abfälle, die aufgrund eines Gesetzes 
oder einer Rechtsverordnung nach § 25 
KrWG einer Rücknahmepflicht unterlie-
gen, bei denen entsprechende Rücknah-
mevorrichtungen tatsächlich zur Verfü-
gung stehen und bei denen die Stadt 
nicht durch Erfassung als ihr übertra-
gene Aufgabe bei der Rücknahme mit-
wirkt.  
 
(3) Erzeuger und Besitzer von Abfällen, 
deren Einsammeln und Befördern durch 
die Stadt in dieser Satzung ausgeschlos-
sen ist, sind verpflichtet, ihre Abfälle zum 
Zwecke der Entsorgung entsprechend 
der Abfallsatzung des Hochtaunuskrei-
ses in der jeweils gültigen Fassung zu 
der vom Hochtaunuskreis angegebenen 
Sammelstelle, Behandlungsanlage oder 
Abfallentsorgungsanlage zu befördern o-
der befördern zu lassen. Soweit der 
Landkreis das Entsorgen dieser Abfälle 
ebenfalls ausgeschlossen hat, sind diese 
Abfälle zum Zwecke der Entsorgung zu 
einer sonstigen dafür zugelassenen Ab-
fallentsorgungsanlage zu befördern oder 
befördern zu lassen.  
 
 

§ 4 
Einsammlungssysteme 

 
(1) Die Stadt führt die Einsammlung von Ab-
fällen im Hol- und im Bringsystem durch. 
 
(2) Beim Holsystem werden die Abfälle beim 
Grundstück des Anschlusspflichtigen abge-
holt. 
 
(3) Beim Bringsystem hat der Benutzungs-
pflichtige die Abfälle zu aufgestellten Sam-
melgefäßen oder zu sonstigen Annahme-
stellen zu bringen. 
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§ 5  
Getrennte Einsammlung von Abfällen 

zur Verwertung und sperrigen Abfällen 
im Holsystem 

 
(1) Die Stadt sammelt im Holsystem fol-
gende Abfälle zur Verwertung oder sper-
rige Abfälle ein: 
a) Papier und Kartonagen (Altpapier), 
b) kompostierbare Küchen- und Gartenab-
fälle (Bioabfälle), 
c) sperrige Abfälle, getrennt nach Rest-
sperrmüll und Altholz (sperriges Holz von 
Einrichtungsgegenständen), 
d) Elektrogroßgeräte (Kühl- und Gefrierge-
räte, Herde, Waschmaschinen etc.), 
e) Elektroaltgeräte. 
 
(2) Die in Abs. 1, Buchst. a) und b) genann-
ten Abfälle zur Verwertung sind in den 
dazu bestimmten Abfallgefäßen vom Be-
nutzungspflichtigen zu sammeln und an 
den Abfuhrtagen bis spätestens 6:00 Uhr 
unter Beachtung der weiteren Regelungen 
in dieser Satzung zur Abfuhr bereitzustel-
len. 
Die Abfuhrtermine für die unter Buchst. a) 
und b) genannten Abfälle werden durch die 
Stadt bekannt gegeben (z.B. Abfallkalen-
der). 
 
(3) In die Bioabfallgefäße darf kein Rest-
müll (§ 7) eingegeben, in die Altpapierge-
fäße darf kein Restmüll und/oder Bioabfall 
eingegeben werden. Verstöße gegen 
diese Bestimmungen berechtigen die 
Stadt oder die von ihm mit der Abfuhr be-
auftragten Dritten, die Abfuhr des 
Bioabfalls bzw. Altpapiers zu verweigern, 
bis diese Abfälle aus dem Bioabfall- bzw. 
Altpapiergefäß entnommen worden sind. 
Die Ahndungsmöglichkeit als Ordnungs-
widrigkeit bleibt in diesem Falle unberührt. 
 
(4) Die in Abs.1, Buchst. c) bis e) genann-
ten Abfälle werden auf Abruf eingesam-
melt. Die Abholung dieser Abfälle ist von 
dem Benutzungspflichtigen bei der Stadt 
oder seines Beauftragten zu bestellen. Die 
Anmeldung muss nach Maßgabe der Vor-
gaben der Stadt erfolgen (z.B. per Telefon, 
Postkartenvordruck, Webformular). Nicht 
angemeldete Gegenstände bleiben von 
der Abfalleinsammlung unberücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 

§ 5 
Getrennte Einsammlung von Abfällen 

zur Verwertung und sperrigen Abfällen 
im Holsystem 

 
(1) Die Stadt sammelt im Holsystem fol-
gende Abfälle zur Verwertung oder sperrige 
Abfälle ein: 
a) Papier, Pappe, Karton (PPK) 
b) Bioabfälle i. S. d. § 3 Abs. 7 KrWG, 
 
c) sperrige Abfälle ohne Elektroanteile, 
 
d) Elektrogroßgeräte (Kühl- und Gefrierge-
räte, Herde, Waschmaschinen etc.), 
 
e) Elektroaltgeräte. 
 
(2) Die in Abs. 1, Buchst. a) und b) genann-
ten Abfälle zur Verwertung sind in den dazu 
bestimmten Abfallgefäßen vom Benutzungs-
pflichtigen zu sammeln und an den Abfuhr-
tagen bis spätestens 6:00 Uhr unter Beach-
tung der weiteren Regelungen in dieser Sat-
zung zur Abfuhr bereitzustellen. 
Die Abfuhrtermine für die unter Buchst. a) 
und b) genannten Abfälle werden durch die 
Stadt bekannt gegeben (z.B. Abfallkalen-
der). 
 
 
(3) Die in Abs.1, Buchst. c) bis e) genannten 
Abfälle werden auf Abruf eingesammelt. Die 
Abholung dieser Abfälle ist von dem Benut-
zungspflichtigen bei dem beauftragten 
Entsorgungsunternehmen der Stadt zu 
bestellen. Die Anmeldung muss nach Maß-
gabe der Vorgaben der Stadt erfolgen (z.B. 
per Telefon, Mail,  Webformular). Nicht an-
gemeldete Gegenstände bleiben von der 
Abfalleinsammlung unberücksichtigt. 
 
 
 
(4) Die in Abs. 1, Buchst. c) genannten Ab-
fälle müssen von den Benutzungspflichti-
gen bereitgestellt werden . An den hierzu 
vorgesehenen Abfuhrtagen sind diese Ab-
fälle in haushaltsüblicher Menge (bis 6 m³ 
als Summe von Restsperrmüll und Altholz) 
vom Benutzungspflichtigen bis spätestens 
6:00 Uhr unter Beachtung der weiteren Re-
gelungen in dieser Satzung zur Abfuhr be-
reitzustellen. Pro Haushalt erfolgt die Abho-
lung max. 2mal im Jahr. 
 
Die in Abs. 1 Buchst. d) und e) genannten 
Abfälle sind vom Benutzungspflichtigen an 
den Abfuhrtagen bis spätestens 6:00 Uhr 
unter Beachtung der weiteren Regelungen 
in dieser Satzung zur Abfuhr bereitzustellen. 
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(5) Die in Abs. 1, Buchst. c) genannten Ab-
fälle müssen von den Benutzungspflichti-
gen getrennt nach Altholz und Restsperr-
müll bereitgestellt werden. An den hierzu 
vorgesehenen Abfuhrtagen sind diese Ab-
fälle in haushaltsüblicher Menge (bis 6 m³ 
als Summe von Restsperrmüll und Altholz) 
vom Benutzungspflichtigen bis spätestens 
6:00 Uhr unter Beachtung der weiteren Re-
gelungen in dieser Satzung zur Abfuhr be-
reitzustellen. Pro Haushalt erfolgt die Ab-
holung max. 2mal im Jahr. 
 
Die in Abs. 1 Buchst. d) und e) genannten 
Abfälle sind vom Benutzungspflichtigen an 
den Abfuhrtagen bis spätestens 6:00 Uhr 
unter Beachtung der weiteren Regelungen 
in dieser Satzung zur Abfuhr bereitzustel-
len. 
 
(6) Hat ein Entsorgungspflichtiger Verun-
reinigungen in Bioabfall- oder Altpapierbe-
hältern eine Woche nach schriftlicher Auf-
forderung durch die Stadt nicht beseitigt, 
werden diese Abfälle als Restmüll gegen 
Gebühr nach § 17 Abs. 4 eingesammelt. 
 
 

§ 6  
Getrennte Einsammlung von Abfällen 

zur Verwertung im Bringsystem 
 
(1) Die Stadt sammelt im Bringsystem 
durch Privatpersonen als Abfall zur Ver-
wertung Grünabfälle aus privaten Haushal-
tungen in der Gemarkung der Stadt Neu-
Anspach. Hierfür stellt die Stadt Sammel-
plätze zur Verfügung. Baumstämme und 
Baumäste, deren Durchmesser stärker als 
10 cm sind, dürfen nicht angeliefert wer-
den. 
 
(2) Andere Abfälle als Grünabfälle aus pri-
vaten Haushaltungen in der Stadt Neu-An-
spach dürfen nicht an diesen Sammelplät-
zen deponiert werden. 
 
(3) Grünabfall, der aus gewerblicher Tätig-
keit entstanden ist, ist gewerblich erzeug-
ter Abfall zur Verwertung und gilt nicht als 
Abfall aus privaten Haushaltungen. Es ist 
verboten, diesen auf den Sammelplätzen 
der Stadt Neu-Anspach zu deponieren. 
 
 
(4) Für die Benutzung der Grünecken und 
für die von Dritten zur Einsammlung von 
Altglas 
aufgestellten Sammelcontainer (Hohlglas-
container) werden folgende Andienungs-
zeiten festgelegt: 

 
(5) In die Bioabfallgefäße darf kein Restmüll 
(§ 7) eingegeben, in die Gefäße für PPK  
darf kein Restmüll und/oder Bioabfall einge-
geben werden. Verstöße gegen diese Best-
immungen berechtigen die Stadt oder die 
von ihm mit der Abfuhr beauftragten Dritten, 
die Abfuhr des Bioabfalls bzw. PPK zu ver-
weigern, bis diese Abfälle aus dem Bioab-
fall- bzw. PPK-Gefäß  entnommen worden 
sind. Die Ahndungsmöglichkeit als Ord-
nungswidrigkeit bleibt in diesem Falle unbe-
rührt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Hat ein Entsorgungspflichtiger Verunrei-
nigungen in Bioabfall- oder PPK-Behältern  
eine Woche nach schriftlicher Aufforderung 
durch die Stadt nicht beseitigt, werden diese 
Abfälle als Restmüll gegen Gebühr nach § 
17 Abs. 4 eingesammelt. 
 
 

§ 6 
Getrennte Einsammlung von Abfällen 

zur Verwertung im Bringsystem 
 
(1) Die Stadt sammelt im Bringsystem durch 
Privatpersonen als Abfall zur Verwertung 
Grünabfälle aus privaten Haushaltungen in 
der Gemarkung der Stadt Neu-Anspach. 
Hierfür stellt die Stadt Sammelplätze (Grün-
ecken)  zur Verfügung. Baumstämme und 
Baumäste, deren Durchmesser stärker als 
10 cm sind, dürfen nicht angeliefert werden. 
 
 
(2) Andere Abfälle als Grünabfälle aus priva-
ten Haushaltungen in der Stadt Neu-An-
spach dürfen nicht an diesen Sammelplät-
zen (Grünecken)  deponiert werden. 
 
(3) Grünabfall, der aus gewerblicher Tätig-
keit entstanden ist, ist gewerblich erzeugter 
Abfall zur Verwertung und gilt nicht als Abfall 
aus privaten  
Haushaltungen. Es ist verboten, diesen auf 
den Sammelplätzen (Grünecken)  der Stadt 
Neu-Anspach zu deponieren. 
 
(4) Für die Benutzung der Grünecken und für 
die von Dritten zur Einsammlung von Altglas 
aufgestellten Sammelcontainer (Hohlglas-
container) werden folgende Andienungszei-
ten festgelegt: 
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Montags bis samstags von 7:00 bis 20:00 
Uhr. An Sonn- und Feiertagen ist eine An-
dienung 
verboten. 

 
 

§ 7  
Einsammlung von Abfällen zur Beseiti-

gung (Restmüll) 
 
(1) Abfälle, die nicht der Verwertung zuge-
führt werden (Restmüll), werden im Hol-
system eingesammelt. 
 
(2) Der Restmüll ist vom Benutzungspflich-
tigen in den ihm zugeteilten Restmüllgefä-
ßen zu sammeln und an den Abfuhrtagen 
bis spätestens 6:00 Uhr unter Beachtung 
der weiteren Regelungen in dieser Sat-
zung zur Abfuhr bereitzustellen. 
 
(3) Als Restmüllgefäße zugelassen sind 
die in § 9 Abs.1 genannten Gefäße mit fol-
genden Nenngrößen: 
 
a) 120 l 
b) 240 l 
c) 1,1 m³ 
 
(4) In die Restmüllgefäße dürfen keine Ab-
fälle zur Verwertung eingegeben werden, 
die nach den §§ 5 und 6 getrennt gesam-
melt werden. Verstöße gegen diese Best-
immungen berechtigen die Stadt oder die 
von ihr mit der Abfuhr beauftragten Dritten, 
die Abfuhr des Restmülls zu verweigern, 
bis diese Abfälle aus dem Restmüllgefäß 
entnommen worden sind. Die Ahndungs-
möglichkeit als Ordnungswidrigkeit bleibt 
in diesem Falle unberührt. 
 
 
(5) Die Abfuhrtermine für die unter Absatz 
3 genannten Restmüllgefäße werden 
durch die Stadt bekannt gegeben (z.B. Ab-
fallkalender). 
 
 

§ 8  
Einsammlung von Abfällen auf öffentli-

chen Verkehrsflächen 
 
Der Paragraf wird wie folgt neu gefasst: 
Für die Aufnahme von Abfällen, die an-
lässlich der Benutzung von öffentlichen 
Straßen, Wegen und Plätzen anfallen, 
stellt die Stadt Gefäße (Papierkörbe) auf. 
Die Besitzer dieser Abfälle sind verpflich-
tet, diese Gefäße zu benutzen. Dies gilt 
insbesondere für Hundekot, Pferdeäpfel, 

Montags bis samstags von 7:00 bis 20:00 
Uhr. An Sonn- und Feiertagen ist eine An-
dienung verboten. 
 
 
 

§ 7 
Einsammlung von Abfällen zur Beseiti-

gung (Restmüll) 
 

(1) Abfälle, die nicht als Abfälle zur Ver-
wertung einer getrennten Sammlung zu-
geführt werden (Restmüll), werden im 
Holsystem eingesammelt.  
 
(2) Der Restmüll ist vom Benutzungspflichti-
gen in den ihm zugeteilten Restmüllgefäßen 
zu sammeln und an den Abfuhrtagen bis 
spätestens 6:00 Uhr unter Beachtung der 
weiteren Regelungen in dieser Satzung zur 
Abfuhr bereitzustellen. 
 
(3) Als Restmüllgefäße zugelassen sind die 
in § 9 Abs.1 genannten Gefäße mit folgen-
den Nenngrößen: 
 
a) 120 l 
b) 240 l 
c) 1,1 m³ 
 
(4) In die Restmüllgefäße dürfen keine Ab-
fälle zur Verwertung eingegeben werden, 
die nach § 3 von der Einsammlung aus-
geschlossen sind oder nach den §§ 5 und 
6 getrennt gesammelt werden.  Verstöße 
gegen diese Bestimmungen berechtigen die 
Stadt oder die von ihr mit der Abfuhr beauf-
tragten Dritten, die Abfuhr des Restmülls zu 
verweigern, bis diese Abfälle aus dem Rest-
müllgefäß entnommen worden sind. Die 
Ahndungsmöglichkeit als Ordnungswidrig-
keit bleibt in diesem Falle unberührt. 
 
(5) Die Abfuhrtermine für die unter Absatz 3 
genannten Restmüllgefäße werden durch 
die Stadt bekannt gegeben (z.B Abfallkalen-
der). 
 

 
§ 8 

Einsammlung von Abfällen auf öffentli-
chen Verkehrsflächen 

 
Für die Aufnahme von Abfällen, die anläss-
lich der Benutzung von öffentlichen Straßen, 
Wegen und Plätzen anfallen, stellt die Stadt 
Gefäße (Abfall körbe) auf. Die Besitzer die-
ser Abfälle sind verpflichtet, diese Gefäße zu 
benutzen. Dies gilt insbesondere für Hunde-
kot, Pferdeäpfel, Speiseabfälle, Papierta-
schentücher, Zigaretten , usw. Die Eingabe 
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Speiseabfälle, Papiertaschentücher, Ziga-
rettenkippen, usw. Die Eingabe von Abfäl-
len in die Papierkörbe, die nicht anlässlich 
der Benutzung von öffentlichen Straßen, 
Wegen und Plätzen angefallen sind, ist 
untersagt.. 
 

 
§ 9  

Abfallgefäße 
 
(1) Die Gefäße für den Restmüll, für Bioab-
fall sowie für Altpapier und Kartonagen 
stellt die Stadt den Anschlusspflichtigen 
leihweise zur Verfügung. Zur Registrierung 
der Abfallbehälter und zur Erfassung der 
Leerungshäufigkeit sind in den Gefäßen 
elektronische Chips (Transponder) einge-
baut. Die Anschlusspflichtigen (§ 12 Abs. 
1) haben die bereitgestellten Gefäße pfleg-
lich zu behandeln. Sie haften für schuld-
hafte Beschädigungen und Verluste. Zuge-
lassen sind nur die von der Stadt den An-
schlusspflichtigen zur Verfügung gestellten 
Abfallbehälter. 
 
(2) Als Restmüllgefäße zugelassen sind 
Behältnisse mit folgenden Nenngrößen: 
 
• MGB 120 (120 Liter Abfallbehälter DIN 
EN 840) 
 
• MGB 240 (240 Liter Abfallbehälter DIN 
EN 840) 
 
• MGB 1.100 (1.100 Liter Abfallbehälter 
DIN EN 840) 
 
• Abfallsäcke 70 Liter nach Maßgabe des 
Abs. 8 
 
Für kompostierbare Abfälle zugelassen 
sind Behältnisse (Biotonnen) mit folgenden 
Nenngrößen: 
 
• MGB 120 (120 Liter Abfallbehälter DIN 
EN 840) 
 
• MGB 240 (240 Liter Abfallbehälter DIN 
EN 840) 
 
Für Altpapier und Kartonagen zugelassen 
sind Behältnisse (Altpapiertonnen) mit fol-
genden Nenngrößen: 
 
• MGB 240 (240 Liter Abfallbehälter DIN 
EN 840) 
 
• MGB 1.100 (1.100 Liter Abfallbehälter 
DIN EN 840) 
 

von Abfällen in die Abfall körbe, die nicht an-
lässlich der Benutzung von öffentlichen Stra-
ßen, Wegen und Plätzen angefallen sind, ist 
untersagt. 
 
 
 
 

§ 9 
Abfallgefäße 

 
(1) Die Gefäße für den Restmüll, für Bioab-
fall sowie für Papier, Pappe, Karton (PPK)  
stellt die Stadt den Anschlusspflichtigen leih-
weise zur Verfügung. Zur Registrierung der 
Abfallbehälter und zur Erfassung der Lee-
rungshäufigkeit sind in den Gefäßen elektro-
nische Chips (Transponder) eingebaut. Die 
Anschlusspflichtigen i.S.d. § 2  haben die be-
reitgestellten Gefäße pfleglich zu behan-
deln. Sie haften für schuldhafte Beschädi-
gungen und Verluste. Zugelassen sind nur 
die von der Stadt den Anschlusspflichtigen 
zur Verfügung gestellten Abfallbehälter. 
 
 
(2) Zur Kenntlichmachung des Inhalts der 
Gefäße dient die Deckelfarbe. In die Gefäße 
mit grauem Korpus und grauem Deckel ist 
der Restmüll, in die Gefäße mit grauem Kor-
pus und braunem Deckel die kompostierba-
ren Abfälle einzufüllen, in die Gefäße mit 
grauem Korpus und blauem Deckel Papier, 
Pappe, Karton . 
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In begründeten Einzelfällen können Altpa-
piertonnen mit einem Volumen von 120 Li-
ter (MGB 120) zugelassen werden. 
 
Die für die Abfallbehälter zulässigen 
Höchstgewichte dürfen nicht überschritten 
werden. Für die einzelnen Abfallbehälter 
sind nach DIN EN 840 folgende Höchstge-
wichte zulässig: 
 
• MGB 120 (Restmüll, Bioabfall und Altpa-
pier) 60 kg 
 
• MGB 240 (Restmüll, Bioabfall und Altpa-
pier) 110 kg 
 
• MGB 1.100 (Restmüll und Altpapier) 375 
kg 
 
Ein Überschreiten des zulässigen Gesamt-
gewichtes sowie das Bereitstellen überfüll-
ter Behälter entbinden die Stadt von der 
Verpflichtung zur Einsammlung und Ab-
fuhr. 
 
(3) Die Abfallgefäße dürfen nicht zweck-
widrig verwendet werden, insbesondere 
dürfen sie nur so weit gefüllt werden, dass 
ihre Deckel sich gut schließen lassen. Ein-
schlämmen und Einstampfen des Inhalts 
ist nicht gestattet. Die Deckel sind ge-
schlossen zu halten. Die Gefäße sind nur 
so zu befüllen, dass beim Entleerungsvor-
gang der Inhalt problemlos durch die 
Schwerkraft restlos herausfällt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Als Restmüllgefäße zugelassen sind Be-
hältnisse mit folgenden Nenngrößen: 
 
• MGB 120 (120 Liter Abfallbehälter DIN EN 
840) 
 
• MGB 240 (240 Liter Abfallbehälter DIN EN 
840) 
• MGB 1.100 (1.100 Liter Abfallbehälter DIN 
EN 840) 
 
• Abfallsäcke 70 Liter nach Maßgabe des 
Abs. 8 
 
Für kompostierbare Abfälle zugelassen sind 
Behältnisse (Biotonnen) mit folgenden 
Nenngrößen: 
 
• MGB 120 (120 Liter Abfallbehälter DIN EN 
840) 
 
• MGB 240 (240 Liter Abfallbehälter DIN EN 
840) 
 
Für Papier, Pappe, Karton  zugelassen sind 
Behältnisse (PPK-Tonnen ) mit folgenden 
Nenngrößen: 
 
• MGB 240 (240 Liter Abfallbehälter DIN EN 
840) 
 
• MGB 1.100 (1.100 Liter Abfallbehälter DIN 
EN 840) 
 
In begründeten Einzelfällen können PPK-
Tonnen  mit einem Volumen von 120 Liter 
(MGB 120) zugelassen werden. 
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(4) Zur Kenntlichmachung des Inhalts der 
Gefäße dient die Deckelfarbe. In die Ge-
fäße mit grauem Korpus und grauem De-
ckel ist der Restmüll, in die Gefäße mit 
grauem Korpus und braunem Deckel die 
kompostierbaren Abfälle einzufüllen, in die 
Gefäße mit grauem Korpus und blauem 
Deckel das Altpapier. 
 
 
 
(5) Die Abfallgefäße sind an den öffentlich 
bekannt gegebenen Abfuhrtagen und Ab-
fuhrzeiten an gut erreichbarer Stelle an 
dem zur Fahrbahn liegenden Rand des 
Gehwegs oder – soweit keine Gehwege 
vorhanden sind – am äußersten Fahrbahn-
rand für eine gewünschte Entleerung bzw. 
zur Sammlung bereitzustellen. Der Stra-
ßenverkehr darf nicht oder nicht mehr als 
notwendig und vertretbar beeinträchtigt 
werden. Nach erfolgter Leerung der Ge-
fäße sind diese unverzüglich durch den 
Anschlusspflichtigen oder den von ihm Be-
auftragten auf das Grundstück zurückzu-
stellen. Sofern der Verkehr durch eine der-
artige Bereitstellung mehr als notwendig 
und vertretbar beeinträchtigt wird, sind sie 
auf dem Grundstück in unmittelbarer Nähe 
der Fahrbahn aufzustellen. 
 
(6) In besonderen Fällen - wenn zum Bei-
spiel Grundstücke nicht von den Abfuhr-
fahrzeugen angefahren werden können - 
kann die Betriebsleitung bestimmen, an 
welcher Stelle die Abfallgefäße zur Entlee-
rung aufzustellen sind, wobei die betriebli-
chen Notwendigkeiten der Abfalleinsamm-
lung zu berücksichtigen sind. 
 
 

 
Die für die Abfallbehälter zulässigen Höchst-
gewichte dürfen nicht überschritten werden. 
Für die einzelnen Abfallbehälter sind nach 
DIN EN 840 folgende Höchstgewichte zuläs-
sig: 
 
• MGB 120 (Restmüll, Bioabfall und PPK) 60 
kg 
 
• MGB 240 (Restmüll, Bioabfall und PPK) 
110 kg 
 
• MGB 1.100 (Restmüll und PPK) 375 kg 
 
Ein Überschreiten des zulässigen Gesamt-
gewichtes sowie das Bereitstellen überfüllter 
Behälter entbinden die Stadt von der Ver-
pflichtung zur Einsammlung und Abfuhr. 
 
(4) Die Abfallgefäße dürfen nicht zweckwid-
rig verwendet werden, insbesondere dürfen 
sie nur so weit gefüllt werden, dass ihre De-
ckel sich gut schließen lassen. Einschläm-
men und Einstampfen des Inhalts ist nicht 
gestattet. Die Deckel sind geschlossen zu 
halten. Die Gefäße sind nur so zu befüllen, 
dass beim Entleerungsvorgang der Inhalt 
problemlos durch die Schwerkraft restlos 
herausfällt. 
 
(5) Die Abfallgefäße sind an den öffentlich 
bekannt gegebenen Abfuhrtagen und Ab-
fuhrzeiten an gut erreichbarer Stelle an dem 
zur Fahrbahn liegenden Rand des Gehwegs 
oder – soweit keine Gehwege vorhanden 
sind – am äußersten Fahrbahnrand für eine 
gewünschte Entleerung bzw. zur Sammlung 
bereitzustellen. Der Straßenverkehr darf 
nicht oder nicht mehr als notwendig und ver-
tretbar beeinträchtigt werden. Nach erfolgter 
Leerung der Gefäße sind diese unverzüglich 
durch den Anschlusspflichtigen oder den 
von ihm Beauftragten auf das Grundstück 
zurückzustellen. Sofern der Verkehr durch 
eine derartige Bereitstellung mehr als not-
wendig und vertretbar beeinträchtigt wird, 
sind sie auf dem Grundstück in unmittelbarer 
Nähe der Fahrbahn aufzustellen. 
 
 
(6) In besonderen Fällen - wenn zum Bei-
spiel Grundstücke nicht von den Abfuhrfahr-
zeugen angefahren werden können - kann 
der Magistrat  bestimmen, an welcher Stelle 
die Abfallgefäße zur Entleerung aufzustellen 
sind, wobei die betrieblichen Notwendigkei-
ten der Abfalleinsammlung zu berücksichti-
gen sind. 
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(7) Für satzungswidrig bereitgestellte Ge-
fäße und satzungswidrig gefüllte Müllbe-
hältnisse besteht für die Stadt und beauf-
tragte Dritte keine Pflicht zur Einsammlung 
und Beförderung. Die Verpflichtung zur 
Entrichtung der Gebühren wird nicht be-
rührt. 
 
(8) Müllsäcke können ausnahmsweise zu-
sätzlich zu Abfallgefäßen zugelassen wer-
den, wenn auf einem anschlusspflichtigen 
Grundstück vorübergehend zusätzliche 
Abfallmengen anfallen, die in den Abfallge-
fäßen nicht untergebracht werden können. 
Die Müllsäcke sind bei den von der Stadt 
benannten Verkaufsstellen zu beziehen. 
 
(9) Die Zuteilung der Abfallgefäße auf die 
anschlusspflichtigen Grundstücke erfolgt 
durch die Stadt nach Bedarf. Auf jedem an-
schlusspflichtigen Grundstück muss min-
destens das kleinste zugelassene Gefäß 
für Restmüll vorgehalten werden. Mehrere 
Mietparteien auf einem Grundstück erhal-
ten auf Antrag des Grundstückseigentü-
mers jede für sich Abfallgefäße. 
 
(10) Für Betriebe und ähnliche Einrichtun-
gen wird das erforderliche Gefäßvolumen 
für den Restmüll von der Betriebsleitung 
unter Beachtung der regelmäßig anfallen-
den Restmüllmengen auf dem jeweiligen 
Grundstück festgesetzt. Absatz 9, Satz 2 
gilt auch für diese Grundstücke. 
 
 
 
 
(11) Änderungen im Gefäßbedarf hat der 
Anschlusspflichtige unverzüglich der Stadt 
mitzuteilen und auf Verlangen zu begrün-
den. 
 
 
 
 
 
 
(12) Bei in Verlust geratenen oder unbe-
nutzbar gewordenen Abfallgefäßen ist vom 
Grundstückseigentümer unverzüglich Mit-
teilung an die Stadt zu machen und ein 
neues Abfallgefäß anzufordern. Eine Kür-
zung der Benutzungsgebühren bis zur 
Auslieferung eines neuen Abfallgefäßes 
kann nicht beansprucht werden. 
 
(13) Die gemeinsame Nutzung der Bio-
tonne durch Anschlusspflichtige zweier an-
einander grenzender Grundstücke kann 
zugelassen werden (Nachbarschafts-
tonne). Die gemeinsame Nutzung ist bei 

(7) Für satzungswidrig bereitgestellte Ge-
fäße und satzungswidrig gefüllte Müllbehält-
nisse besteht für die Stadt und beauftragte 
Dritte keine Pflicht zur Einsammlung und Be-
förderung. Die Verpflichtung zur Entrichtung 
der Gebühren wird nicht berührt. 
 
 
(8) Restmüllsäcke  können ausnahmsweise 
zusätzlich zu Abfallgefäßen zugelassen wer-
den, wenn auf einem anschlusspflichtigen 
Grundstück vorübergehend zusätzliche Ab-
fallmengen anfallen, die in den Abfallgefä-
ßen nicht untergebracht werden können. Die 
Restmüllsäcke  sind bei den von der Stadt 
benannten Verkaufsstellen zu beziehen.  
 
(9) Für kompostierbare Abfälle müssen 
die hierfür bestimmten kompostierbaren 
Papiersäcke verwendet werden. Die Ver-
wendung von kompostierbaren Maisstär-
kebeutel ist unzulässig. 
 
 
 
 
 
(10) Die Zuteilung der Abfallgefäße auf die 
anschlusspflichtigen Grundstücke erfolgt 
durch die Stadt nach Bedarf. Auf jedem an-
schlusspflichtigen Grundstück muss min-
destens das kleinste zugelassene Gefäß für 
Restmüll vorgehalten werden. Mehrere Miet-
parteien auf einem Grundstück erhalten auf 
Antrag des Grundstückseigentümers jede 
für sich Abfallgefäße. 
 
 
(11) Für Betriebe und ähnliche Einrichtun-
gen wird das erforderliche Gefäßvolumen für 
den Restmüll vom Magistrat  unter Beach-
tung der regelmäßig anfallenden Restmüll-
mengen auf dem jeweiligen Grundstück fest-
gesetzt. Absatz 10, Satz 2 gilt auch für diese 
Grundstücke. § 7 Abs. 2 der Gewerbeab-
fallverordnung bleibt unberührt. 
 
 
(12) Änderungen im Gefäßbedarf hat der 
Anschlusspflichtige unverzüglich der Stadt 
mitzuteilen und auf Verlangen zu begrün-
den. 
 
 
 
 
 
(13) Bei in Verlust geratenen oder unbenutz-
bar gewordenen Abfallgefäßen ist vom 
Grundstückseigentümer unverzüglich Mittei-
lung an die Stadt zu machen und ein neues 
Abfallgefäß anzufordern. Eine Kürzung der 
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der Stadt schriftlich zu beantragen und von 
allen Anschlusspflichtigen zu unterzeich-
nen. Hierzu ist das Formular "Erklärung 
über die Nutzung einer gemeinsamen Bio-
tonne", dass die Stadt im Bürgerbüro und 
auf der Homepage zur Verfügung stellt, zu 
verwenden. In dem Antrag muss der An-
schlusspflichtige bezeichnet werden, an 
den der Gebührenbescheid zu richten ist. 
Alle Nutzungsberechtigten haften für die 
Gebühr als Gesamtschuldner. Bei einem 
Wechsel der Anschlusspflichtigen ist ein 
neuer Antrag zu stellen. 
 
Wenn besondere Gründe vorliegen, kann 
eine Nachbarschaftstonne auch bei zwei 
nicht aneinander grenzenden Grundstü-
cken zugelassen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 10  
Bereitstellung sperriger Abfälle 

 
(1) Die Einsammlung sperriger Abfälle er-
folgt ausschließlich für solche in Haushal-
tungen anfallenden Abfälle, die wegen ih-
rer Abmessungen nicht zur Aufnahme in 
den bereitgestellten Müllbehältnissen ge-
eignet sind, jedoch gemeinsam mit Rest-
müll (§ 7) entsorgt werden können. 
 
(2) Nicht eingesammelt werden: 
 

Benutzungsgebühren bis zur Auslieferung 
eines neuen Abfallgefäßes kann nicht bean-
sprucht werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(14) Die gemeinsame Nutzung der  
Biotonne durch Anschlusspflichtige zweier 
aneinander grenzender Grundstücke kann 
zugelassen werden (Nachbarschaftstonne). 
Die gemeinsame Nutzung ist bei der Stadt 
schriftlich zu beantragen und von allen An-
schlusspflichtigen zu unterzeichnen. Hierzu 
ist das Formular "Erklärung über die Nut-
zung einer gemeinsamen Biotonne", dass 
die Stadt im Bürgerbüro und auf der Home-
page zur Verfügung stellt, zu verwenden. In 
dem Antrag muss der Anschlusspflichtige 
bezeichnet werden, an den der Gebühren-
bescheid zu richten ist. Alle Nutzungsbe-
rechtigten haften für die Gebühr als Gesamt-
schuldner. Bei einem Wechsel der An-
schlusspflichtigen ist ein neuer Antrag zu 
stellen. 
 
Wenn besondere Gründe vorliegen, kann 
eine Nachbarschaftstonne auch bei zwei 
nicht aneinander grenzenden Grundstücken 
zugelassen werden. 
 
 

§ 10 
Bereitstellung sperriger Abfälle 

 
(1) Die Einsammlung sperriger Abfälle er-
folgt ausschließlich für solche in Haushaltun-
gen anfallenden Abfälle, die wegen ihrer Ab-
messungen nicht zur Aufnahme in den be-
reitgestellten Müllbehältnissen geeignet 
sind, jedoch gemeinsam mit Restmüll (§ 7) 
entsorgt werden können. 
 
(2) Nicht eingesammelt werden: 
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• Materialien aus Gebäuderenovierungen, 
Baustellenabfälle, Altreifen und KFZ-Teile 
• Astschnitt 
• Behältnisse für Öl, Benzin, Lösungsmittel 
usw. (Sonderabfall) 
• Restmüll in Säcken, Kartons oder ande-
ren Behältnissen 
• Abfälle, die Menge, Größe oder Gewicht 
der Vorgaben des Abs. 3 überschreiten 
 
(3) Die zu entsorgenden Einzelteile dürfen 
in ihrem größten Ausmaß 2,20 m, ein Ge-
wicht von 50 kg und die bereitgestellt 
Menge pro Haushalt und Abholtermin 6 
cbm nicht überschreiten. Die Sperrmüllab-
holung ist je Haushalt auf 2 Termine pro 
Jahr begrenzt. Es werden keine Woh-
nungsauflösungen oder Hausentrümpe-
lungen durchgeführt. 
 
(4) Sperrige Abfälle werden nur bei den 
Grundstücken abgeholt, für die die Abho-
lung bei der Stadt oder bei einem beauf-
tragten Dritten rechtzeitig beantragt wor-
den ist. Die Beantragung erfolgt nach Maß-
gabe der Festlegungen der Stadt (telefo-
nisch und/oder schriftlich, ggf. zusätzlich 
über Internet per Webformular). Die Benut-
zungspflichtigen werden über den Abhol-
termin schriftlich oder telefonisch infor-
miert. An den vorgesehenen Abfuhrtagen 
sind die sperrigen Abfälle vom Benut-
zungspflichtigen so an den Grundstücken 
bereitzustellen, dass sie ohne Aufwand 
aufgenommen werden können. Die Rege-
lungen des § 9 Abs. 5 (für Abfallgefäße) 
sind zu beachten. 
 
(5) Die zur Einsammlung bereitgestellten 
sperrigen Abfälle werden mit der Bereit-
stellung Eigentum der Stadt. Unbefugten 
ist es verboten, diese wegzunehmen, zu 
durchsuchen oder umzulagern. 
 
(6) Die Absätze 1 und 3-5 gelten auch für 
andere Abfälle, die in besonderen, von der 
Stadt öffentlich bekannt gemachten Ein-
sammlungsaktionen und -terminen außer-
halb von Abfallgefäßen, zum Beispiel ge-
bündelt oder versackt, zur Einsammlung 
bereitgestellt werden. 
 
 

§ 11  
Einsammlungstermine / Öffentliche Be-

kanntmachung 
 
(1) Die Einsammlungstermine werden in 
einem Abfallkalender bekanntgemacht, 
der jedem Haushalt in geeigneter Weise 

• Materialien aus Gebäuderenovie- 
rungen, Baustellenabfälle, Altreifen und 
KFZ-Teile 
• Astschnitt 
• Behältnisse für Öl, Benzin, Lö- 
sungsmittel usw. (Sonderabfall) 
• Restmüll in Säcken, Kartons oder anderen 
Behältnissen 
• Abfälle, die Menge, Größe oder Gewicht 
der Vorgaben des Abs. 3 überschreiten 
 
(3) Die zu entsorgenden Einzelteile dürfen in 
ihrem größten Ausmaß 2,20 m, ein Gewicht 
von 50 kg und die bereitgestellt Menge pro 
Haushalt und Abholtermin 6 cbm nicht über-
schreiten. Die Sperrmüllabholung ist je 
Haushalt auf 2 Termine pro Jahr begrenzt. 
Es werden keine Wohnungsauflösungen o-
der Hausentrümpelungen durchgeführt. 
 
(4) Sperrige Abfälle werden nur bei den 
Grundstücken abgeholt, für die die Abholung 
bei der Stadt oder bei einem beauftragten 
Dritten rechtzeitig beantragt worden ist. Die 
Beantragung erfolgt nach Maßgabe der 
Festlegungen der Stadt (telefonisch und/o-
der schriftlich, ggf. zusätzlich über Internet 
per Webformular). Die Benutzungspflichti-
gen werden über den Abholtermin schriftlich 
oder telefonisch informiert. An den vorgese-
henen Abfuhrtagen sind die sperrigen Ab-
fälle vom Benutzungspflichtigen so an den 
Grundstücken bereitzustellen, dass sie ohne 
Aufwand aufgenommen werden können. Die 
Regelungen des § 9 Abs. 5 (für Abfallge-
fäße) sind zu beachten. 
 
 
(5) Die zur Einsammlung bereitgestellten 
sperrigen Abfälle werden mit der Bereitstel-
lung Eigentum der Stadt. Unbefugten ist es 
verboten, diese wegzunehmen, zu durchsu-
chen oder umzulagern.  
 
(6) Die Absätze 1 und 3-5 gelten auch für an-
dere Abfälle, die in besonderen, von der 
Stadt öffentlich bekannt gemachten Ein-
sammlungsaktionen und -terminen außer-
halb von Abfallgefäßen, zum Beispiel ge-
bündelt oder versackt, zur Einsammlung be-
reitgestellt werden. 
 
 

§ 11 
Einsammlungstermine / Öffentliche Be-

kanntmachung 
 
(1) Die Einsammlungstermine werden u.a. in 
einem Abfallkalender bekanntgemacht, der 
jedem Haushalt in geeigneter Weise be-
kannt gegeben wird. Hiervon ausgenommen 
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bekannt gegeben wird. Hiervon ausge-
nommen sind die Termine für die Abfuhr 
der Abfälle nach § 5 Abs. 1 c) bis e). 
 
(2) Die Stadt gibt nach Möglichkeit in ihrem 
in Abs. 1 genannten Mitteilungsorganen 
auch die Termine für die Einsammlungen 
von Abfällen nach § 1 Abs. 4 HAKrWG 
(Kleinmengen gefährlicher Abfälle) und an-
deren Abfällen bekannt, die nicht von ihr, 
sondern von Dritten (Landkreis, Verbän-
den, Vereinen, u.a.) zulässigerweise 
durchgeführt werden. 
 
 

§ 12  
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Der Anschlusspflichtige ist verpflichtet, 
sein Grundstück an die im Holsystem be-
triebene Abfalleinsammlung anzuschlie-
ßen, wenn dieses Grundstück bewohnt o-
der gewerblich genutzt wird oder hierauf 
aus anderen Gründen Abfälle anfallen. 
Das Grundstück gilt als angeschlossen, 
wenn auf ihm ein Restmüllgefäß (§ 7 Abs. 
3) aufgestellt worden ist. 
 
(2) Von dem Zwang, auf dem anschluss-
pflichtigen Grundstück ein Gefäß zur Auf-
nahme kompostierbarer Abfälle (Bio-Ge-
fäß) aufzustellen, kann die Betriebsleitung 
eine Ausnahme zulassen, wenn der An-
schlusspflichtige nachweist und schriftlich 
bestätigt, dass ausnahmslos alle auf dem 
Grundstück anfallenden kompostierbaren 
Abfälle ordnungsgemäß und schadlos 
selbst verwertet werden und wenn für die 
Ausbringung des Produkts eine eigene 
gärtnerisch oder landwirtschaftlich ge-
nutzte Fläche von 25 m² je Grundstücksbe-
wohner nachgewiesen wird. Die Aus-
nahme wird nur befristet und unter dem 
Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs zu-
gelassen. 
 
 
Wird ein Abfallbehältnis von mehreren 
Haushalten gemeinsam genutzt, kann 
diese Verpflichtung nur von allen Haushal-
ten gemeinsam abgegeben werden. Die 
Befreiung wird zum auf die Abgabe der 
Verpflichtungserklärung folgenden Mo-
natsbeginn wirksam, sofern die Erklärung 
spätestens 3 Wochen vor Monatsende vor-
liegt und die Befreiungsvoraussetzungen 
erfüllt sind. 
 
(3) Die Stadt ist berechtigt, entsprechende 
Kontrollen durchzuführen. Sollte festge-
stellt werden, dass die kompostierbaren 

sind die Termine für die Abfuhr der Abfälle 
nach § 5 Abs. 1 c) bis e). 
 
 
(2) Die Stadt gibt nach Möglichkeit u.a. in ei-
nem Abfallkalender auch die Termine für 
die Einsammlungen von Abfällen nach § 1 
Abs. 4 HAKrWG (Kleinmengen gefährlicher 
Abfälle) und anderen Abfällen bekannt, die 
nicht von ihr, sondern von Dritten (Land-
kreis u.a.)  zulässigerweise durchgeführt 
werden. 
 
 

 
§ 12 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Der Anschlusspflichtige ist verpflichtet, 
sein Grundstück an die im Holsystem betrie-
bene Abfalleinsammlung anzuschließen, 
wenn dieses Grundstück bewohnt oder ge-
werblich genutzt wird oder hierauf aus ande-
ren Gründen Abfälle anfallen. Das Grund-
stück gilt als angeschlossen, wenn auf ihm 
ein Restmüllgefäß (§ 7 Abs. 3) aufgestellt 
worden ist. 
 
(2) Von dem Zwang, auf dem anschluss-
pflichtigen Grundstück ein Gefäß zur Auf-
nahme kompostierbarer Abfälle (Bio-Gefäß) 
aufzustellen, kann der Magistrat   eine Aus-
nahme zulassen, wenn der Anschlusspflich-
tige nachweist und schriftlich bestätigt, dass 
er ausnahmslos alle auf dem Grundstück 
anfallenden kompostierbaren Abfälle ord-
nungsgemäß und schadlos selbst auf sei-
nem Grundstück verwertet, welches er im 
Rahmen seiner privaten Lebensführung 
nutzt  und wenn für die Ausbringung des 
Produkts eine eigene gärtnerisch oder land-
wirtschaftlich genutzte Fläche von 25 m² je 
Grundstücksbewohner nachgewiesen wird. 
Die Ausnahme wird nur befristet und unter 
dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs 
zugelassen. 
 
Wird ein Abfallbehältnis von mehreren 
Haushalten gemeinsam genutzt, kann diese 
Verpflichtung nur von allen Haushalten ge-
meinsam abgegeben werden. Die Befreiung 
wird zum auf die Abgabe der Verpflichtungs-
erklärung folgenden Monatsbeginn wirksam, 
sofern die Erklärung spätestens 3 Wochen 
vor Monatsende vorliegt und die Befreiungs-
voraussetzungen erfüllt sind. 
 
 
(3) Die Stadt ist berechtigt, entsprechende 
Kontrollen durchzuführen. Sollte festgestellt 
werden, dass die kompostierbaren Abfälle 
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Abfälle nicht in vollem Umfang selbst ver-
wertet werden und 25 m² je Grundstücks-
bewohner nicht nachgewiesen werden 
können, wird die Befreiung widerrufen. 
 
(4) Als Grundstück im Sinne dieser Sat-
zung gilt ohne Rücksicht auf die Eintra-
gung im Liegenschaftskataster oder im 
Grundbuch jeder zusammenhängende 
Grundbesitz (auch Teilgrundstück) dessel-
ben Eigentümers, der eine selbstständige 
wirtschaftliche Einheit bildet. 
 
(5) Der Anschlusspflichtige nach Abs. 1 hat 
jeden Wechsel im Grundstückseigentum 
unverzüglich der Stadt mitzuteilen; diese 
Verpflichtung hat auch der neue Grund-
stückseigentümer. 
 
(6) Darüber hinaus hat der Anschluss-
pflichtige der Stadt alle für die Abfallentsor-
gung erforderlichen sachbezogenen Aus-
künfte zu erteilen. 
 
(7) Jeder Abfallerzeuger oder -besitzer ist 
verpflichtet, seine Abfälle, soweit sie nicht 
von der städtischen Abfallentsorgung ge-
mäß § 3 Abs. 2 ausgeschlossen sind, der 
öffentlichen Abfallentsorgung zu überlas-
sen und sich hierbei der angebotenen Sys-
teme (Hol- und Bringsystem) zu bedienen. 
Dies gilt nicht für  
a) Abfälle aus privaten Haushaltungen, so-
weit ihre Erzeuger oder Besitzer selbst zu 
einer Verwertung in der Lage sind und 
diese beabsichtigen, 
b) Abfälle, die durch eine zulässige ge-
meinnützige oder gewerbliche Sammlung 
einer ordnungsgemäßen und schadlosen 
Verwertung zugeführt werden, 
c) Abfälle zur Verwertung aus anderen 
Herkunftsbereichen als privaten Haushal-
tungen, 
d) Abfälle zur Beseitigung aus anderen 
Herkunftsbereichen, soweit ihre Erzeuger 
oder Besitzer diese in eigenen Anlagen be-
seitigen und keine überwiegenden öffentli-
chen Interessen eine Überlassung erfor-
dern, 
e) pflanzliche Abfälle, deren Beseitigung 
gemäß der Verordnung über die Beseiti-
gung von pflanzlichen Abfällen außerhalb 
von Abfallbeseitigungsanlagen vom 
17.03.1975 (GVBl. I S. 174) zugelassen ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 

nicht in vollem Umfang selbst verwertet wer-
den und 25 m² je Grundstücksbewohner 
nicht nachgewiesen werden können, wird 
die Befreiung widerrufen. 
 
(4) Jeder Abfallerzeuger oder -besitzer ist 
verpflichtet, seine Abfälle, soweit sie 
nicht von der städtischen Abfallentsor-
gung gemäß § 3 Abs. 2 ausgeschlossen 
sind, der öffentlichen Abfallentsorgung 
zu überlassen und sich hierbei der ange-
botenen Systeme (Hol- und Bringsystem) 
zu bedienen. Dies gilt nicht für  
 
a) Abfälle aus privaten Haushaltungen, 
soweit ihre Erzeuger oder Besitzer selbst 
zu einer Verwertung in der Lage sind und 
diese beabsichtigen,  
 
b) Abfälle, die durch eine zulässige ge-
meinnützige oder gewerbliche Samm-
lung einer ordnungsgemäßen und schad-
losen Verwertung zugeführt werden,  
 
c) Abfälle, die aufgrund einer behördlich 
festgestellten freiwilligen Rücknahme zu-
rückgegeben werden, 
 
d) Abfälle zur Verwertung aus anderen 
Herkunftsbereichen als privaten Haus-
haltungen,  
 
e) Abfälle zur Beseitigung aus anderen 
Herkunftsbereichen, soweit ihre Erzeu-
ger oder Besitzer diese in eigenen Anla-
gen beseitigen und keine überwiegenden 
öffentlichen Interessen eine Überlassung 
erfordern.  
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§ 13 
 Allgemeine Pflichten 

 
 
(1) Den Beauftragten der Stadt ist zur Prü-
fung, ob und wie die Vorschriften dieser 
Satzung befolgt werden, ungehinderter Zu-
tritt zu den Grundstücken und zu den Ge-
bäuden – mit Ausnahme von Wohnungen 
im Sinne des Artikel 13 GG - zu gewähren, 
auf denen überlassungspflichtige Abfälle 
anfallen. Ihre Anordnungen sind zu befol-
gen. Sie haben sich durch einen von der 
Stadt ausgestellten Dienstausweis auszu-
weisen. 
 
(2) Abfälle, die nicht in den satzungsgemä-
ßen Gefäßen oder sonst satzungswidrig 
zur Abholung bereitgestellt werden, blei-
ben von der Einsammlung ausgeschlos-
sen. Sie sind zum nächsten Abfuhrtermin 
unter Beachtung der Vorgaben dieser Sat-
zung zur Einsammlung bereit zu stellen. 
 
(3) Verunreinigungen durch Abfallgefäße, 
Müllsäcke, bereitgestellte sperrige Abfälle 
oder sonstige Ursachen im Zusammen-
hang mit der Abfallentsorgung hat der zur 
Straßenreinigung Verpflichtete zu beseiti-
gen. 
 
(4) Im Abfall vorgefundene Wertgegen-
stände werden als Fundsachen behandelt. 
Die Stadt ist nicht verpflichtet, im Abfall 
nach verlorenen Gegenständen suchen zu 
lassen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 13 
Allgemeine Pflichten,  Mitteilungs- und 

Auskunftspflichten 
 
(1) Den Beauftragten der Stadt ist zur Prü-
fung, ob und wie die Vorschriften dieser Sat-
zung befolgt werden, ungehinderter Zutritt 
zu den Grundstücken zu gewähren , auf 
denen überlassungspflichtige Abfälle anfal-
len. Ihre Anordnungen sind zu befolgen. Sie 
haben sich durch einen von der Stadt aus-
gestellten Dienstausweis auszuweisen.  
 
 
 
 
(2) Abfälle, die nicht in den satzungsgemä-
ßen Gefäßen oder sonst satzungswidrig zur 
Abholung bereitgestellt werden, werden 
nicht eingesammelt.  Sie sind zum nächs-
ten Abfuhrtermin unter Beachtung der Vor-
gaben dieser Satzung zur Einsammlung be-
reit zu stellen.  
 
(3) Verunreinigungen durch Abfallgefäße, 
Müllsäcke, bereitgestellte sperrige Abfälle o-
der sonstige Ursachen im Zusammenhang 
mit der Abfallentsorgung hat der zur Stra-
ßenreinigung Verpflichtete zu beseitigen.  
 
 
(4) Im Abfall vorgefundene Wertgegen-
stände werden als Fundsachen behandelt. 
Die Stadt ist nicht verpflichtet, im Abfall nach 
verlorenen Gegenständen suchen zu las-
sen.  
 
(5) Der Anschlusspflichtige i.S.d. § 2 hat 
jeden Wechsel im Grundstückseigentum 
unverzüglich der Stadt mitzuteilen. Dies 
gilt auch bei Änderungen im Erbbau-
recht, dem Nießbrauch und sonstigen die 
Grundstücksnutzung betreffenden ding-
lichen Rechten. Diese Verpflichtung trifft 
auch den Rechtsnachfolger.  
 
(6) Darüber hinaus hat der Benutzungs-
pflichtige der Stadt alle für die Abfallent-
sorgung erforderlichen sachbezogenen 
Auskünfte zu erteilen.  
 
(7) Die für die Gebührenbemessung maß-
geblichen Änderungen, insbesondere 
Änderungen des Gefäßbedarfs, der Ab-
fallart oder der Anzahl der Bewohner hat 
der Anschlusspflichtige unverzüglich der 
Stadt mitzuteilen und auf Verlangen zu 
begründen.  
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§ 14  
Unterbrechung der Abfalleinsammlung 
 
(1) Die Stadt sorgt bei Betriebsstörungen 
für Übergangsregelungen zur ordnungsge-
mäßen Abfalleinsammlung, die erforderli-
chenfalls durch öffentliche Bekanntma-
chung den Betroffenen mitgeteilt werden 
können. 
 
(2) Wird die Abfallentsorgung in Folge hö-
herer Gewalt, behördlicher Verfügungen, 
gesetzlicher Feiertage oder anderer, au-
ßerhalb des Einflussbereiches der Stadt 
liegender Gründe vorübergehend einge-
schränkt, unterbrochen oder verspätet 
durchgeführt, so erwächst daraus kein An-
spruch auf Schadenersatz, Minderung der 
Gebühren, Entschädigung oder auf Durch-
führung einer außerplanmäßigen Entsor-
gung. 
 

T E I L II 
 
 

§ 15 
 Gebührenpflicht / Entstehen und Fäl-
ligkeit der Gebühr/ Vorauszahlungen 

 
(1) Zur Deckung des Aufwandes, der ihr 
bei der Wahrnehmung abfallwirtschaftli-
cher Aufgaben entsteht, erhebt die Stadt 
Gebühren. 
 
(2) Gebührenpflichtig ist der Grundstücks-
eigentümer, im Falle eines Erbbaurechts 
an seiner Stelle der Erbbauberechtigte. 
Mehrere Gebührenpflichtige haften als Ge-
samtschuldner. Bei einem Wechsel im 
Grundeigentum haften alter und neuer Ei-
gentümer bis zum Eingang der Mitteilung 
nach § 12 Abs. 5 für rückständige Gebüh-
renansprüche. 
 
(3) Die Gebührenpflicht entsteht mit Be-
ginn des Monats der Anmeldung bzw. der 
Zuteilung der Abfallbehälter; sie endet mit 
Ende des Monats der Rückgabe der Abfall-
behälter bzw. der Abmeldung. 
 
(4) Die Gebühr ist einen Monat nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
Die Stadt erhebt die Gebühr jährlich; sie 
kann vierteljährliche Vorauszahlungen auf 
der Basis des Vorjahresergebnisses, und 
falls ein solches nicht vorliegt, Vorauszah-
lungen bis zu der Zahl der im Abrech-
nungszeitraum angebotenen Entleerungen 
verlangen. 
 
(5) Die Gebühr ruht als öffentliche Last auf 
dem Grundstück. 

§ 14 
Unterbrechung der Abfalleinsammlung 

 
(1) Die Stadt sorgt bei Betriebsstörungen 
für Übergangsregelungen zur ordnungs-
gemäßen Abfalleinsammlung, von der 
die Betroffenen erforderlichenfalls in ge-
eigneter Weise unterrichtet werden. 
 
 
(2) Wird die Abfallentsorgung in Folge höhe-
rer Gewalt, behördlicher Verfügungen, ge-
setzlicher Feiertage oder anderer, außer-
halb des Einflussbereiches der Stadt liegen-
der Gründe vorübergehend eingeschränkt, 
unterbrochen oder verspätet durchgeführt, 
so erwächst daraus kein Anspruch auf Scha-
denersatz, Minderung der Gebühren, Ent-
schädigung oder auf Durchführung einer au-
ßerplanmäßigen Entsorgung. 
 
 

T E I L II 
 
 

§ 15 
Gebührenpflicht / Entstehen und Fällig-

keit der Gebühr/ Vorauszahlungen  
 
(1) Zur Deckung des Aufwandes, der ihr bei 
der Wahrnehmung abfallwirtschaftlicher Auf-
gaben entsteht, erhebt die Stadt Gebühren. 
 
 
(2) Gebührenpflichtig ist der Grundstücksei-
gentümer, im Falle eines Erbbaurechts an 
seiner Stelle der Erbbauberechtigte. Meh-
rere Gebührenpflichtige haften als Gesamt-
schuldner. Bei einem Wechsel im Grundei-
gentum haften alter und neuer Eigentümer 
bis zum Eingang der Mitteilung nach § 13 
Abs. 5  für rückständige Gebührenansprü-
che. 
 
(3) Die Gebührenpflicht entsteht mit Beginn 
des Monats der Zuteilung  der Abfallbehäl-
ter; sie endet zum Ende des Monats der 
Abmeldung der Abfallbehälter. 
 
 
(4) Die Gebühr ist einen Monat nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
Die Stadt erhebt die Gebühr jährlich; sie 
kann vierteljährliche Vorauszahlungen auf 
der Basis des Vorjahresergebnisses, und 
falls ein solches nicht vorliegt, Vorauszah-
lungen bis zu der Zahl der im Abrechnungs-
zeitraum angebotenen Entleerungen verlan-
gen. 
 
(5) Die Gebühr ruht als öffentliche Last auf 
dem Grundstück. 
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(6) Bei erstmaligem Anschluss des Grund-
stücks wird für die Ermittlung der Höhe der 
Vorauszahlung die Anzahl an durchschnitt-
lich in Anspruch genommenen Entleerun-
gen des jeweiligen Behältertyps im abge-
laufenen Kalenderjahr zugrunde gelegt. 
 

 15 a  
Beauftragung Dritter bei der Gebühren-

erhebung 
 
Die Ermittlung von Berechnungsgrundla-
gen sowie die Gebührenberechnung wird 
von dem Planungsbüro Abfallwirtschaft, 
Auf dem Wassergraben 18, 37242 Bad 
Sooden-Allendorf, die Ausfertigung und 
Versendung von Gebührenbescheiden 
wird von der ekom21, KGRZ Hessen, 
Carlo-Mierendorff-Str. 11, 35398 Gießen 
und die Entgegennahme der zu entrichten-
den Gebühren wird von der Stadtkasse U-
singen, Wilhelmjstr. 1, 61520 Usingen, 
wahrgenommen. 
 

§ 16  
Bemessungsgrundlagen der Gebühr 

 
(1) Die Gebühren werden nach der Zahl 
und Größe der bereitgestellten Abfallbe-
hälter für Restmüll und Bioabfall und der 
Anzahl der Leerungen dieser Gefäße be-
messen. Für die Einsammlung und Ver-
wertung des Altpapiers und der Kartona-
gen wird keine separate Gebühr erhoben. 
 
(2) Die Anzahl der Leerungen der Rest-
müll- und Bioabfallgefäße wird mit einem 
elektronischen Chip (Transponder) ermit-
telt. 
 
(3) Es dürfen nur Restmüll- und Bioabfall-
gefäße zur Leerung bereitgestellt werden, 
die mit einem registrierten Transponder 
versehen sind. Nicht registrierte Gefäße 
bzw. Gefäße ohne Transponder werden 
nicht entleert. 
 

§ 17  
Höhe der Gebühren 

 
(1) Die Gebühr für das Einsammeln, Beför-
dern und Entsorgen / Verwerten von Rest-
müll einschließlich sperriger Abfälle, kom-
postierbarer Abfälle (Bio- und Grünab-
fälle), Altpapier und von Elektro- und Elekt-
ronikaltgeräten incl. der weiteren von der 
Stadt erbrachten Leistungen besteht aus 
einer Grundgebühr und Leerungsgebüh-
ren. 
 

 
(6) Bei erstmaligem Anschluss des Grund-
stücks wird für die Ermittlung der Höhe der 
Vorauszahlung die Anzahl an durchschnitt-
lich in Anspruch genommenen Entleerungen 
des jeweiligen Behältertyps im abgelaufe-
nen Kalenderjahr zugrunde gelegt. 
 

§ 15 a 
Beauftragung Dritter bei der Gebühren-

erhebung 
 
Die Ermittlung von Berechnungsgrundla-
gen, die Gebührenberechnung, die Aus-
fertigung und Versendung von Gebüh-
renbescheiden sowie die Entgegen-
nahme der zu entrichtenden Gebühren 
werden von den Beauftragten wahrge-
nommen. Die Beauftragung erfolgt durch 
den Magistrat. 
 
 
 
 
 

§ 16 
Bemessungsgrundlagen der Gebühr 

 
(1) Die Gebühren werden nach der Zahl und 
Größe der bereitgestellten Abfallbehälter für 
Restmüll und Bioabfall und der Anzahl der 
Leerungen dieser Gefäße bemessen. Für 
die Einsammlung und Verwertung von PPK  
wird keine separate Gebühr erhoben. 
 
 
(2) Die Anzahl der Leerungen der Restmüll- 
und Bioabfallgefäße wird mit einem elektro-
nischen Chip (Transponder) ermittelt. 
 
 
(3) Es dürfen nur Restmüll- und Bioabfallge-
fäße zur Leerung bereitgestellt werden, die 
mit einem registrierten Transponder verse-
hen sind. Nicht registrierte Gefäße bzw. Ge-
fäße ohne Transponder werden nicht ent-
leert. 
 

§ 17 
Höhe der Gebühren 

 
(1) Die Gebühr für das Einsammeln, Beför-
dern und Entsorgen / Verwerten von Rest-
müll einschließlich sperriger Abfälle, kom-
postierbarer Abfälle (Bio- und Grünabfälle), 
PPK und von Elektro- und Elektronikaltgerä-
ten incl. der weiteren von der Stadt erbrach-
ten Leistungen besteht aus einer Grundge-
bühr und Leerungsgebühren. 
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a) Für jeden Restmüll- und Bioabfallbehäl-
ter wird eine jährliche Grundgebühr incl. 
der unter § 17 b) genannten Gebühren für 
die Anzahl an Mindestentleerungen erho-
ben. 
• Restmüllbehälter 120 Liter  
137,88 EUR 
• Restmüllbehälter 240 Liter  
272,17 EUR 
• Restmüllbehälter 1.100 Liter  
1.404,12 EUR 
 
 
• Bioabfallbehälter 120 Liter 21,59 EUR 
• Bioabfallbehälter 240 Liter 38,20 EUR 
 
b) Für jede zusätzlich zu der unter § 17 b) 
genannten Anzahl an Mindestentleerun-
gen werden für die Entleerung der Abfall-
behälter folgende Leerungsgebühren er-
hoben. 
 
• Restmüllbehälter 120 Liter  
4,83 EUR 
• Restmüllbehälter 240 Liter  
9,26 EUR 
• Restmüllbehälter 1.100 Liter  
40,99 EUR 
 
• Bioabfallbehälter 120 Liter  
2,04 EUR 
• Bioabfallbehälter 240 Liter  
3,75 EUR 
 
Die Leerungsgebühr bemisst sich nach Art 
und Größe der zur Leerung bereitgestell-
ten Abfallbehälter und der Anzahl der Lee-
rungen. Als Mindestleerungen werden ab-
gerechnet: 
 
Restmüllbehälter 120 und 240 Liter 4 Lee-
rungen / Jahr 
 
Restmüllbehälter 1.100 Liter 8 Leerungen / 
Jahr 
 
Bioabfallbehälter 120 und 240 Liter 9 Lee-
rungen / Jahr 
 
Besteht die Gebührenpflicht weniger als 
ein Jahr, vermindert sich die anteilige 
Grundgebühr und die Anzahl der Mindest-
leerungen entsprechend. Ergeben sich bei 
der Berechnung der Mindestleerungen 
Bruchzahlen, so wird auf die nächste 
ganze Zahl abgerundet. Soweit im Bereit-
stellungs- / Abrechnungszeitraum weniger 
Leerungen als die Mindestleerungen in An-
spruch genommen werden, erfolgt keine 
Gebührenerstattung oder -gutschrift. 
 

a) Für jeden Restmüllbehälter wird eine 
jährliche Grundgebühr erhoben. 
 
 

 
• Restmüllbehälter 120 Liter 
127,59 EUR 
• Restmüllbehälter 240 Liter 
255,18 EUR 
• Restmüllbehälter 1.100 Liter  

1.169,57 EUR 
 
 
 
 
 
b) Für jede Entleerung der Abfallbehälter 
werden folgende Leerungsgebühren er-
hoben  
 
 
 
• Restmüllbehälter 120 Liter 

4,82 EUR 
• Restmüllbehälter 240 Liter 

9,17 EUR 
• Restmüllbehälter 1.100 Liter 

40,29 EUR 
 
• Bioabfallbehälter 120 Liter 

2,49 EUR 
• Bioabfallbehälter 240 Liter 

4,60 EUR 
 

Die Leerungsgebühr bemisst sich nach 
Art und Größe der zur Leerung bereitge-
stellten Abfallbehälter und der Anzahl 
der Leerungen. Als Mindestleerungen 
werden im Jahr abgerechnet: 
 
Restmüllbehälter 120 und 240 Liter 4 
Leerungen / Jahr 
 
Restmüllbehälter 1.100 Liter 8 Leerun-
gen / Jahr 
 
Bioabfallbehälter 120 und 240 Liter 9 
Leerungen / Jahr 
 
Besteht die Gebührenpflicht weniger als ein 
Jahr, vermindert sich die anteilige Grundge-
bühr und die Anzahl der Mindestleerungen 
entsprechend. Ergeben sich bei der Berech-
nung der Mindestleerungen Bruchzahlen, so 
wird auf die nächste ganze Zahl abgerundet. 
Soweit im Bereitstellungs- / Abrechnungs-
zeitraum weniger Leerungen als die Min-
destleerungen in Anspruch genommen wer-
den, erfolgt keine Gebührenerstattung oder 
-gutschrift. 
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(2) Für jeden Austausch oder jede Auslie-
ferung bzw. Abholung von Abfallbehältern 
auf einem anschlusspflichtigen Grund-
stück wird eine Gebühr erhoben. Die Ge-
bühr beträgt pro Abfallgefäß und Ände-
rungsvorgang 10,80 EUR. Diese Gebühr 
entsteht abweichend von § 15 Abs. 3 bei 
Austausch oder Anlieferung des Abfallbe-
hälters und ist sofort fällig. Keine Gebühr 
wird erhoben bei 
 
• Erstanschluss eines Grundstückes oder 
bei einem Eigentümerwechsel, 
 
• Austausch von schadhaften Abfallbehäl-
tern gleicher Art und Größe, soweit der De-
fekt nicht vom Anschlusspflichtigen zu ver-
treten ist, 
 
• Bereitstellung oder Einziehung von Ab-
fallbehältern auf Anordnung der Stadt. 
 
(3) Müllsäcke werden zum Stückpreis von 
6,60 EUR abgegeben. Mit dem Erwerb der 
Müllsäcke sind alle Kosten der Einsamm-
lung und Entsorgung abgegolten. 
 
(4) Für die Einsammlung von verunreinig-
ten Wertstoffen nach § 5 Abs. 6 wird eine 
Gebühr in Höhe von 25,00 € pro Abfuhr bei 
Abfallgefäßen bis zu einer Größe von 240 
l erhoben. Bei 1,1, cbm-Behältern beträgt 
diese Gebühr 90,00 €. 
 

§ 18 
 Billigkeitsregelung 

 
Die Stadt kann Gebühren ganz oder zum 
Teil erlassen, wenn deren Einziehung 
nach Lage des einzelnen Falles unbillig 
wäre; unter den gleichen Voraussetzungen 
können bereits entrichtete Beträge erstat-
tet oder angerechnet werden. Im Übrigen 
gelten die Vorschriften des KAG und der 
Abgabenordnung in der jeweils gültigen 
Fassung  
 

§ 19 
 Rechtsbehelfe / Zwangsmittel 

 
(1) Die Rechtsbehelfe gegen Maßnahmen 
aufgrund dieser Satzung regeln sich nach 
den Bestimmungen der Verwaltungsge-
richtsordnung in der jeweils gültigen Fas-
sung. 
 
(2) Für die zwangsweise Durchsetzung der 
im Rahmen dieser Satzung erlassenen 
Verwaltungsakte gelten die Vorschriften 

(2) Für jeden Austausch oder jede Ausliefe-
rung bzw. Abholung von Abfallbehältern auf 
einem anschlusspflichtigen Grundstück wird 
eine Gebühr erhoben. Die Gebühr beträgt 
pro Abfallgefäß und Änderungsvorgang 
29,41 EUR. Diese Gebühr entsteht abwei-
chend von § 15 Abs. 3 bei Austausch oder 
Anlieferung des Abfallbehälters und ist so-
fort fällig. Keine Gebühr wird erhoben bei  
 
• Erstanschluss eines Grundstückes oder 

bei einem Eigentümerwechsel 
 
• Austausch von schadhaften Abfallbehäl-

tern gleicher Art und Größe, soweit der 
Defekt nicht vom Anschlusspflichtigen zu 
vertreten ist, 

 
• Bereitstellung oder Einziehung von Ab-

fallbehältern auf Anordnung der Stadt. 
 
(3) Restmüllsäcke  werden zum Stückpreis 
von 6,80 EUR abgegeben. Mit dem Erwerb 
der Restmüllsäcke  sind alle Kosten der Ein-
sammlung und Entsorgung abgegolten. 
 
(4) Für die Einsammlung von verunreinigten 
Wertstoffen nach § 5 Abs. 6 wird eine Ge-
bühr in Höhe von 25,00 € pro Abfuhr bei Ab-
fallgefäßen bis zu einer Größe von 240 l er-
hoben. Bei 1,1, cbm-Behältern beträgt diese 
Gebühr 90,00 €. 
 
 

§ 18 
Billigkeitsregelung 

 
Die Stadt kann Gebühren ganz oder zum 
Teil erlassen, wenn deren Einziehung nach 
Lage des einzelnen Falles unbillig wäre; un-
ter den gleichen Voraussetzungen können 
bereits entrichtete Beträge erstattet oder an-
gerechnet werden. Im Übrigen gelten die 
Vorschriften des KAG und der Abgabenord-
nung in der jeweils gültigen Fassung. 
 
 

§ 19 
Rechtsbehelfe / Zwangsmittel 

 
(1) Die Rechtsbehelfe gegen Maßnahmen 
aufgrund dieser Satzung regeln sich nach 
den Bestimmungen der Verwaltungsge-
richtsordnung in der jeweils gültigen Fas-
sung. 
 
(2) Für die zwangsweise Durchsetzung der 
im Rahmen dieser Satzung erlassenen Ver-
waltungsakte gelten die Vorschriften des 
Hessischen Verwaltungsvollstreckungsge-
setzes in der jeweils gültigen Fassung. 



 Synopse Abfallsatzung  

des Hessischen Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes in der jeweils gültigen 
Fassung. 
 
 

T E I L III 
 
 

§ 20 
 Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig  
 
1. entgegen § 5 Abs. 2 andere als die zu-
gelassenen Abfälle in die Sammelgefäße 
oder - behälter eingibt, 
 
2. entgegen § 6 Abs. 1 Grünabfälle von 
Grundstücken außerhalb der Gemarkung 
der Stadt Neu-Anspach an den Sammel-
plätzen für Grünabfälle deponiert und 
Baumstämme und Baumäste, deren 
Durchmesser stärker als 10 cm sind, an 
den Sammelplätzen für Grünabfälle anlie-
fert, 
 
3. entgegen § 6 Abs. 2 andere Abfälle, als 
Grünabfälle aus privaten Haushaltungen in 
der Stadt Neu-Anspach an den Sammel-
plätzen für Grünabfälle deponiert, 
 
4. entgegen § 6 Abs. 3 Grünabfall, der aus 
gewerblicher Tätigkeit entstanden ist an 
den Sammelplätzen für Grünabfälle der 
Stadt Neu-Anspach deponiert,  
 
5. entgegen § 6 Abs. 4 außerhalb der fest-
gesetzten Andienungszeiten Grünschnitt 
und Hohlglas anliefert, 
 
6. entgegen § 7 Abs. 2 den Restmüll nicht 
in dem ihm zugeteilten Restmüllgefäß 
sammelt, 
 
7. entgegen § 7 Abs. 4 Abfälle zur Verwer-
tung nicht in die dafür vorgesehenen Sam-
melgefäße nach § 5 Abs. 2 eingibt, 
 
8. entgegen § 8 Satz 1 Abfälle, die anläss-
lich der Benutzung öffentlicher Straßen, 
Wege und Plätzen anfallen, nicht in die 
aufgestellten Gefäße (Papierkörbe) ein-
gibt, 
 
9. entgegen § 8 Satz 4 Abfälle, die nicht 
anlässlich der Benutzung von öffentlichen 
Straßen, Wege und Plätzen angefallen 
sind, in die von der Stadt nach § 8 Satz 1 
aufgestellten Gefäße (Papierkörbe) ein-
gibt, 
 

 
 

 
 
 

T E I L III 
 
 

§ 20 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig  
 
1. entgegen § 5 Abs. 2 andere als die zuge-
lassenen Abfälle in die Sammelgefäße oder 
- behälter eingibt, 
 
2. entgegen § 6 Abs. 1 Grünabfälle von 
Grundstücken außerhalb der Gemarkung 
der Stadt Neu-Anspach an den Sammelplät-
zen für Grünabfälle deponiert und Baum-
stämme und Baumäste, deren Durchmesser 
stärker als 10 cm sind, an den Sammelplät-
zen für Grünabfälle anliefert, 
 
 
3. entgegen § 6 Abs. 2 andere Abfälle, als 
Grünabfälle aus privaten Haushaltungen in 
der Stadt Neu-Anspach an den Sammelplät-
zen für Grünabfälle deponiert, 
 
4. entgegen § 6 Abs. 3 Grünabfall, der aus 
gewerblicher Tätigkeit entstanden ist an den 
Sammelplätzen für Grünabfälle der Stadt 
Neu-Anspach deponiert,  
 
5. entgegen § 6 Abs. 4 außerhalb der fest-
gesetzten Andienungszeiten Grünschnitt 
und Hohlglas anliefert, 
 
6. entgegen § 7 Abs. 2 den Restmüll nicht in 
dem ihm zugeteilten Restmüllgefäß sam-
melt, 
 
7. entgegen § 7 Abs. 4 Abfälle zur Verwer-
tung nicht in die dafür vorgesehenen Sam-
melgefäße nach § 5 Abs. 2 eingibt, 
 
8 entgegen § 8 Satz 1 Abfälle, die anlässlich 
der Benutzung öffentlicher Straßen, Wege 
und Plätzen anfallen, nicht in die aufgestell-
ten Gefäße (Abfall körbe) eingibt, 
 
9. entgegen § 8 Satz 4 Abfälle, die nicht an-
lässlich der Benutzung von öffentlichen Stra-
ßen, Wege und Plätzen angefallen sind, in 
die von der Stadt nach § 8 Satz 1 aufgestell-
ten Gefäße (Abfall körbe) eingibt, 
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10. entgegen § 9 Abs. 3 Abfallgefäße 
zweckwidrig verwendet, 
 
11. entgegen § 9 Abs. 5 geleerte Abfallge-
fäße nicht unverzüglich auf sein Grund-
stück zurückstellt, 
 
12. entgegen § 9 Abs. 11 Änderungen im 
Bedarf an Müllgefäßen der Stadt nicht un-
verzüglich mitteilt, 
 
13. entgegen § 9 Abs. 12 Satz 1 bei in Ver-
lust geratenen oder unbenutzbar geworde-
nen Abfallgefäßen nicht unverzüglich Mit-
teilung an die Stadt macht, 
 
14. entgegen § 10 Abs. 5 zur Einsammlung 
bereitgestellte sperrige Abfälle unbefugt 
wegnimmt, durchsucht oder umlagert, 
 
15. entgegen § 12 Abs. 1 sein Grundstück 
nicht an die öffentliche Abfalleinsammlung 
anschließt, 
 
16. entgegen § 12 Abs. 5 den Wechsel im 
Grundeigentum nicht der Stadt mitteilt, 
 
 
17. entgegen § 12 Abs. 7 überlassungs-
pflichtige Abfälle, die er besitzt, nicht der 
öffentlichen Abfallentsorgung überlässt, 
 
18. entgegen § 13 Abs. 1 den Beauftragten 
der Stadt den Zutritt zum Grundstück und 
zu den Gebäuden verwehrt, 
 
19. entgegen § 13 Abs. 3 Verunreinigun-
gen nicht beseitigt. 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 50.000,-- EUR geahndet 
werden. Die Geldbuße soll den wirtschaft-
lichen Vorteil, den der Täter aus der Ord-
nungswidrigkeit gezogen hat, übersteigen. 
Reicht das satzungsmäßige Höchstmaß 
hierzu nicht aus, so kann es überschritten 
werden. 
 
 
 
 
 
 
(3) Das Bundesgesetz über Ordnungswid-
rigkeiten in der jeweils gültigen Fassung 
findet Anwendung; zuständige Verwal-
tungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 

10. entgegen § 9 Abs. 4 Abfallgefäße zweck-
widrig verwendet, 
 
11. entgegen § 9 Abs. 5 geleerte Abfallge-
fäße nicht unverzüglich auf sein Grundstück 
zurückstellt, 
 
12. entgegen § 9 Abs. 12 Änderungen im 
Bedarf an Müllgefäßen der Stadt nicht un-
verzüglich mitteilt, 
 
13. entgegen § 9 Abs. 13 Satz 1 bei in Ver-
lust geratenen oder unbenutzbar geworde-
nen Abfallgefäßen nicht unverzüglich Mittei-
lung an die Stadt macht, 
 
14. entgegen § 10 Abs. 5 zur Einsammlung 
bereitgestellte sperrige Abfälle unbefugt 
wegnimmt, durchsucht oder umlagert, 
 
15. entgegen § 12 Abs. 1 sein Grundstück 
nicht an die öffentliche Abfalleinsammlung 
anschließt, 
 
16. entgegen § 12 Abs. 4 überlassungs-
pflichtige Abfälle, die er besitzt, nicht der öf-
fentlichen Abfallentsorgung überlässt, 
 
17.entgegen § 13 Abs. 1 den Beauftragten 
der Stadt den Zutritt zum Grundstück ver-
wehrt, 
 
18. entgegen § 13 Abs. 3 Verunreinigungen 
nicht beseitigt. 
 
 
19. entgegen § 13 Abs. 5 die dort genann-
ten Änderungen der Stadt nicht unver-
züglich mitteilt,  
 
20. entgegen § 13 Abs. 7, die dort genann-
ten Änderungen der Stadt nicht unver-
züglich mitteilt.  
 
(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Ab-
satz 1 Nr. 1 – 18 können mit einer Geld-
buße von 5 EUR bis zu 50.000,-- EUR, die 
Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 
19 und 20 mit einer Geldbuße von 5 EUR 
bis zu 10.000,-- EUR geahndet werden. 
Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen 
Vorteil, den der Täter aus der Ordnungs-
widrigkeit gezogen hat, übersteigen. 
Reicht das satzungsmäßige Höchstmaß 
hierzu nicht aus, so kann es überschrit-
ten werden.  
 
 
(3) Das Bundesgesetz über Ordnungswid-
rigkeiten in der jeweils gültigen Fassung fin-
det Anwendung; zuständige Verwaltungsbe-
hörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des 
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1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei-
ten ist der Magistrat. 
 

§ 21 
 In-Kraft-Treten 

 
Diese 4. Änderungssatzung tritt am 
01.01.2019 in Kraft. 

Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist der 
Magistrat. 
 

§ 21 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Abfallsatzung tritt am 01.01.2020 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Abfallsatzung 
vom 12.11.2014 in der Fassung der 4. Än-
derungssatzung vom 01.11.2018 außer 
Kraft. 
 

  
 




